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Gemeindekassen 
sind gut gefüllt
Die Finanzen der Gemeinden sind intakt. Und die 
Pro-Kopf-Verschuldung ist so gut wie verschwunden.

von Dario Morandi

Für 2014 könne man zur Finanzsitua-
tion der Bündner Gemeinden zwar 
noch keine verlässlichen Angaben
machen. Regierungsrätin Barbara Ja-
nom Steiner geht aber angesichts der 
Zahlen aus dem Jahr 2013 davon aus,
dass es derzeit viele Gemeinden gibt,
die positive Rechnungsabschlüsse
ausweisen können. «Insgesamt kann 
man deshalb von einer ausgespro-
chen soliden Finanzlage sprechen»,
sagte die kantonale Säckelmeisterin 
gestern in Arosa vor dem Grossen Rat 
bei der Beantwortung einer Anfrage 
von CVP-Grossrat Hans Geisseler. Und 
es sei denkbar, dass die Kommunen 
auch 2014 mit guten Zahlen aufwar-
ten würden.Die gute Finanzlage der 
Bündner Gemeinden führt dazu, dass 
die Steuer-belastung laufend sinkt.
Wie Janom Steiner weiter ausführte,

sanken die Steuersätze in den Ge-
meinden zwischen 2003 und 2013
durchschnittlich von 110,2 auf 102,4 
Prozent. Und das sei doch «eine er-
freuliche Botschaft», meinte die Regie-
rungsrätin. Gut sieht es auch beim
Selbstfinanzierungsgrad aus: Dieser
ist gemäss Janom Steiner von 103,8 
(2003) auf 117,8 (2013) angestiegen.

Schulden werden zu Vermögen
Mit anderen Worten: Die Gemeinden 
können weit mehr als noch vor elf 
Jahren aus eigener Kraft finanzieren.
Und die Pro-Kopf-Verschuldung hat in 
den Gemeinden nicht nur abgenom-
men, die Schulden haben sich sogar 
in Vermögen verwandelt. Dieses be-
trug 2013 pro Einwohnerin und Ein-
wohner insgesamt 1314 Franken, im 
Jahr 2003 war es noch eine Verschul-
dung in Höhe von 1687 Franken, wie
Janom Steiner weiter erklärte.

«Graubünden schaut tatenlos zu»
Nicht alle Bündner Tourismusorte sind gut erschlossen. Deshalb ist im Grossen Rat 
die Forderung nach dem Bau einer SBB-Fahrlinie bis in die Surselva laut geworden.

von Dario Morandi 

Die Verkehrsverbindungen in die
Bündner Tourismusgebiete seien «sub-
optimal», stellte Grossrat Lorenz Alig 
gestern im Grossen Rat fest, als er sei-
ne Anfrage zum Thema «bessere Rah-
menbedingungen im Verkehrs- und
Tourismusbereich» vertrat. Dabei
sparte der freisinnige Parlamentarier 
aus Ilanz nicht mit Kritik an den poli-
tischen Entscheidungsträgern. Seiner 
Meinung nach fehlt es da an Visionen 
und am Mut für grosse Würfe. Er erin-
nerte an die Pionierleistung der Vor-
fahren im Zusammenhang mit dem 
Bau der Rhätische Bahn (RhB).

SBB-Linie bis nach Ilanz
Graubünden schaue tatenlos zu, wie 
andere touristische Destinationen aus-
gebaut würden und wie sich die Kon-
kurrenz durch Mega-Destinationen im 
In- und Ausland weiter verschärfe,sag-
te er an die Adresse der Regierung und 
des Grossen Rates. In Graubünden wer-
de diese Entwicklung einfach so mit 

Achselzucken hingenommen, meinte 
der Parlamentarier. Grossrat Alig
schlug deshalb in seinem Vorstoss vor,
die Bündner Tourismusorte besser zu 
erschliessen, so etwa mit einer Verlän-
gerung der SBB-Linie bis in die Region 
Ilanz. Ausserdem setzte er sich für eine
bessere Anbindung der Gemeinden
Brigels, Waltensburg und Andiast ans 
Kantonsstrassennetz ein.

Grosser technischer Aufwand 
Doch die Regierung hat für Aligs An-
liegen kein «Musikgehör», wie sie in 
ihrer schriftlichen Antwort auf Aligs 
Fragenkatalog festhält. Der Einbau
einer dritten Schiene auf dem Trasse 
der RhB, damit bis nach Ilanz Normal-
spurzüge der SBB verkehren könnten,
reiche nicht aus, um die bahntechni-
sche Grundversorgung der Surselva
weiter zu verbessern. Angepasst müss-
ten ausserdem die Streckenführung,
die Lichtraumprofile der Tunnels und 
weitere Kunstbauten wie Brücken und 
Galerien. Ausserdem müsse die gesam-
te Strecke mit anderen technischen

Anlagen ausgerüstet werden, da die
SBB mit einer höheren Spannung fah-
re als die RhB. «Ein solches Projekt
würde nur im Rahmen einer neuen 
Nord-Süd-Verbindung Sinn machen.» 
Für den Kanton sei besser, sich weiter 
auf den Ausbau von internationalen 
Verbindungen ab Chur zu konzentrie-
ren, schreibt die Regierung in ihrer
Antwort weiter.

Für Alig war die Argumentation der
Bündner Regierung jedoch kein
Grund, klein beizugeben. Während die 
Regierung über Probleme mit Licht-
profilen spreche, setze sich die wirt-
schaftliche Talfahrt des Kantons fort.
Dabei sei gerade jetzt die Gelegenheit 
günstig, grosse Projekte zu initiieren.
Denn für die Realisierung von Gross-
projekten sei momentan viel «billiges 
Geld» verfügbar, sagte Alig weiter. Er 
fand im Grossen Rat jedoch kein Ge-
hör. Das Parlament legte keine Lust an 
den Tag, über das Thema Verkehrser-
schliessung zu diskutieren. Es gab sich 
mit der Antwort der Regierung zufrie-
den.

von Anja Conzett

Ausser Frage stand gestern 
während der Landsession 
in Arosa, dass die Hoch-
jagd auf Rotwild von 21 
Tagen auf 25 Tage verlän-

gert werden soll. Dies forderte ein Vor-
stoss der Jägerfraktion, präsidiert von 
FDP-Grossrat Christian Kasper, der im 
Nachgang zur Debatte über die Ungül-
tigkeitserklärung der Sonderjagdinitia-
tive während der Februarsession ein-
gereicht wurde. Die Regierung erklärte 
sich grundsätzlich bereit, eine Verlän-
gerung der Hochjagd um vier Tage zwi-
schen dem 15. und 30. Oktober zu er-
möglichen, jedoch nur unter gewissen 
Einschränkungen.

Schnelle Umsetzung gefordert
Mario Cavigelli, Vorsteher des Bau-,
Verkehrs- und Forstdepartements,
führte aus, dass es aus staatsrechtli-
chen Gründen sinnvoll wäre, den Ent-
scheid des Verwaltungsgerichts über
die Beschwerde gegen die Ungültig-
keitserklärung der Sonderjagdinitiati-
ve abzuwarten. Des Weiteren stünde in 
der Februarsession nächsten Jahres
die Debatte über die Initiative für eine 
naturverträgliche und ethische Jagd
an. Beide Punkte könnten eine Revi-
sion des Jagdgesetzes nach sich ziehen.

Dem Mehr der Grossräte genügte
diese Begründung nicht. Sie forderten 

eine rasche Umsetzung des Auftrags.
Mit 76:37 Stimmen und zwei Enthal-
tungen überwiesen die Parlamentarier 
den Vorstoss mit einer Ergänzung von 
BDP-Grossrat Paolo Papa, der die Regie-
rung beauftragt, dem Rat innert Jah-
resfrist eine Botschaft zur Verlänge-
rung der Rotwildjagd um vier Tage zu 
unterbreiten.

Somit würde bereits die Hochjagd 
2017 nach neuen Jagdzeiten durchge-
führt. Cavigelli hatte zuvor vergebens 
ausgeführt, dass sich die Umsetzung 
des Auftrags Kasper keineswegs so ein-
fach gestalte. Besonders im Zusam-
menhang mit den unterschiedlichen 

Situationen in den verschiedenen
Jagdgebieten und der Gebührenfrage,
die sich daraus ergebe, gebe es einiges 
zu klären. Eine Hauruck-Umsetzung
schade einer sorgfältigen und effizien-
ten Ausarbeitung der jagdrechtlichen 
Anpassung. «Sie machen mir keinen 
grossen Kummer, wenn sie den Auftrag 
Papa überweisen,aber er erschwert ein
ordentliches Verfahren bei der Umset-
zung der Jagdverlängerung im Sinne 
des Auftrags.» Gegen das beschleunig-
te Verfahren sprachen sich nur die SP 
und die CVP aus. In seinem Votum äus-
serte Kasper, was manchen Grossrat
zur Befürwortung einer beschleunig-

ten Jagdänderung bewogen haben
dürfte: Er hoffe, dass sich durch die 
Umsetzung der verlängerten Rotwild-
jagd die Jagdszene beruhigen würde 
und die Urheber der Sonderjagdinitia-
tive. «Ich erwarte mit aller Deutlich-
keit, dass die Initianten ihre Beschwer-
de nicht bis vors Bundesgericht weiter-
ziehen werden, sollte das Verwaltungs-
gericht der Ungültigkeitserklärung des 
Grossen Rates recht geben.» 

«Kein Vertrauen mehr»
Christian Mathis, SVP-Grossrat und
Mitinitiant des Volksbegehrens, das die 
Abschaffung der Sonderjagd zum Ziel 

hat, zeigte sich über das Resultat der 
Debatte erfreut. «Immerhin hat der
Rat der Hälfte der Forderungen unse-
rer Initiative zugestimmt. Das werte
ich als Achtungserfolg.» Davon abse-
hen, die Beschwerde allenfalls bis vors 
Bundesgericht weiterziehen, könne er 
zurzeit jedoch nicht. Erst wolle man 
abwarten, wie sich die zusätzlichen
vier Jagdtage im Herbst 2017 auf die 
Sonderjagd auswirkten und ob man
sich guten Gewissens damit zufrieden-
geben könne. «Ich hoffe bei der Umset-
zung nun auf die Regierung. In das 
Amt für Jagd und Fischerei habe ich 
kein Vertrauen mehr.» 

Vier zusätzliche Tage 
für Rotwildjagd – per sofort 
Die Jagd auf Rothirsche soll bereits während der Hochjagd 2017 um vier Tage verlängert werden.
Ein entsprechender Auftrag wurde gestern vom Grossen Rat überwiesen.

Es darf länger geschossen werden: Ab 2017 soll Rotwild vier Tage länger bejagt werden, fordert der Grosse Rat. Bild Olivia Item

«Ich hoffe auf die 
Regierung. In das 
Amt habe ich kein 
Vertrauen mehr.»
Christian Mathis 
SVP-Grossrat


